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Verordnung zur Ausweisung und Änderung von Land-
schaftsschutzgebietsverordnungen im Regierungsbezirk
Darmstadt

Vom 28. März 2006

Aufgrund des § 16 Abs. 2 und des § 17 Abs. 1 des Hessischen Na-
turschutzgesetzes in der Fassung vom 16. April 1996 (GVBl. I S.
145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. November 2005 (GVBl.
I S.769), wird — nachdem den nach § 29 Bundesnaturschutzgesetz
in der bis zum 3. April 2002 geltenden Fassung anerkannten Ver-
bänden und den nach § 35 Abs. 1 des Hessischen Naturschutzge-
setzes zu beteiligenden Verbänden Gelegenheit zur Äußerung ge-
geben wurde — verordnet:

Artikel I

Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
„Untermainschleusen“

§ 1
Lage und Abgrenzung

(1) Die beiden Schleuseninseln bei Griesheim und Eddersheim und
die umgebenden Wasserflächen des Mains, die Uferbereiche und
angrenzenden Grünlandflächen sowie die östlich an die Edders-
heimer Schleuse angrenzende Kiesgrube Mönchwaldsee werden in
den Grenzen, die sich aus der in Abs. 3 genannten Abgrenzungs-
karte ergeben, zum Landschaftsschutzgebiet „Untermainschleu-
sen“ erklärt. Das Landschaftsschutzgebiet erfüllt die naturschutz-
fachlichen Kriterien eines Europäischen Vogelschutzgebietes und
wird Teil des kohärenten europäischen Netzes von Schutzgebieten
„NATURA 2000“. Das Landschaftsschutzgebiet stellt für den
Schutz der in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Vogelarten eines der zah-
len- und flächenmäßig geeignetsten Gebiete dar oder ist bedeu-
tender Teillebensraum dieser Arten. 
(2) Das Landschaftsschutzgebiet „Untermainschleusen“ besteht
aus den beiden Teilflächen Griesheimer Schleuse mit einer Größe
von zirka 48 ha und der Eddersheimer Schleuse einschließlich
Mönchwaldsee mit einer Größe von zirka 146 ha und hat insgesamt
eine Größe von zirka 194 ha. Die örtliche Lage des Landschafts-
schutzgebietes ergibt sich aus der als Anlage 1 zu dieser Verord-
nung veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 50 000. 
(3) Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes sind in der als An-
lage 2 zu dieser Verordnung veröffentlichten Abgrenzungskarte im
Maßstab 1 : 10 000 festgelegt, in der das Landschaftsschutzgebiet
mit einer unterbrochenen schwarzen Linie umrandet ist. Die Karte
ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird als Anlage zu dieser
Verordnung veröffentlicht.
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(4) Flächen, die von den in den Karten dargestellten Grenzlinien
abgedeckt werden, sind nicht Bestandteil des Landschaftsschutz-
gebietes. Sobald die Abgrenzung Straßen, Wegen oder Schienen-
wegen folgt, gehören diese nicht zum Landschaftsschutzgebiet.
Die Bundesstraße 43 und die Bahnlinie zwischen Kelsterbach und
Raunheim sind nicht Bestandteil des Landschaftsschutzgebietes.

(5) Das Landschaftsschutzgebiet wird an den Außengrenzen durch
amtliche Schilder gekennzeichnet.

§ 2

Schutzzweck

(1) Zweck der Unterschutzstellung im Sinne von § 20a des Hessi-
schen Naturschutzgesetzes ist für die nach Art. 4 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom
2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Vo-
gelschutzrichtlinie) (ABl. EG Nr. L 103 vom 25. April 1979 S. 1),
zuletzt geändert durch Richtlinie 97/49/EG der Kommission vom
29. Juli 1997 (ABl. EG Nr. L 223 vom 13. August 1997 S. 9) ge-
schützten und im Gebiet vorkommenden Vogelarten die Lebens-
stätten und Lebensräume zu erhalten und wieder herzustellen, um
ihr Überleben und ihre Vermehrung sicherzustellen. Dies gilt für
die Brutvogelarten Schwarzmilan und Eisvogel und die Rastvo-
gelarten Zwergsäger, Rohrdommel, Sterntaucher und Ohrentau-
cher. 

(2) Zweck der Unterschutzstellung im Sinne von § 20a des Hessi-
schen Naturschutzgesetzes ist darüber hinaus der Schutz der Le-
bensräume als Vermehrungs-, Mauser- und Überwinterungsgebiet
sowie der Rast- und Schlafplätze für die regelmäßig im Gebiet auf-
tretenden Zugvogelarten nach Art. 4 Abs. 2 Vogelschutzrichtlinie
sowie für weitere wertgebende Vogelarten. Dies sind die Rast- und
Überwinterungsgäste Eiderente, Kolbenente, Krickente, Löffel-
ente, Reiherente, Schellente, Schnatterente, Stockente, Tafelente,
Bläßhuhn, Gänsesäger, Graugans, Haubentaucher, Teichhuhn,
Zwergtaucher und Lachmöwe sowie die Brutvogelarten Saat-
krähe, Kormoran und Graureiher.

(3) Zweck der Unterschutzstellung ist ferner die Erhaltung der für
den Landschaftsraum typischen Auenlandschaft mit ihren vielfäl-
tigen Biotopstrukturen einschließlich der Ufervegetation als Le-
bensstätten und Standorte vieler feuchtlandgebundener bestands-
gefährdeter Tier- und Pflanzenarten, insbesondere auentypischer
Arten sowie die Erhaltung der Landschaft als frei zugänglicher Er-
lebnisraum für die stille, landschaftsgebundene Erholung.

(4) Erhaltungsziele zur Sicherung und Schaffung geeigneter Habi-
tatstrukturen für die in Abs. 1 und 2 genannten Arten sind: 

— Schutz der Wasserflächen im Bereich der Eddersheimer
Schleuse als landesweit bis national bedeutsames Überwinte-
rungsgebiet für den Zwergtaucher; 

— Schutz der Wasserflächen im Bereich der beiden Schleusenin-
seln als landesweit bedeutsame Rast- und Überwinterungsge-
biete der Wasservogelarten Eiderente, Kolbenente, Krickente,
Löffelente, Reiherente, Schellente, Schnatterente, Stockente,
Tafelente, Blässhuhn, Gänsesäger, Graugans, Haubentaucher,
Teichhuhn, Lachmöwe, Zwergsäger, Rohrdommel, Sterntau-
cher und Ohrentaucher;

— Schutz der Schleuseninseln als regelmäßige, landesweit be-
deutsame Schlafplätze für Kormorane und als ungestörte und
kaum zugängliche Brutplätze für Kormoran, Schwarzmilan
und Saatkrähe sowie für regional bedeutsame Graureiherkolo-
nien;

— Schutz des Mönchwaldsees als Bruthabitat für den Eisvogel
und, vor allem in Kälteperioden, als Rastgebiet für Tafel- und
Reiherente sowie den Zwergtaucher;

— Erhaltung der Grünlandflächen als Nahrungshabitat geschütz-
ter Vogelarten und Sicherung ihrer extensiven Nutzung.

§ 3

Verbote

(1) Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist es verboten, Hand-
lungen vorzunehmen, die die Lebensräume der Vögel beeinträch-
tigen oder verschmutzen oder die Vögel belästigen und dem
Schutzzweck des § 2 erheblich zuwiderlaufen können.

(2) Handlungen im Sinne von Abs. 1 sind:

1. den in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Vögeln nachzustellen, sie zu
fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen,
Nist-, Brut- und Wohn- oder Zufluchtstätten oder sonstige als
Lebensraum genutzten Flächen zu beschädigen, zu zerstören
oder der Natur zu entnehmen; 

2. die in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Vögel an ihren Nist-, Brut-,
Wohn- oder Zufluchtstätten durch Aufsuchen, Fotografieren,
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören;

3. die in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Vögel mutwillig zu beunru-
higen oder ihre Laute nachzuahmen;

4. die Schleuseninseln zu betreten;
5. das Ufer des Mönchwaldsees außerhalb der angelegten Wege zu

betreten, am Mönchwaldsee zu lagern, zu zelten oder zu grillen,
im Mönchwaldsee zu baden oder zu tauchen oder den Mönch-
waldsee zu befahren;

6. Lärmen, das die Ruhe der Natur wesentlich beeinträchtigt.
(3) Die Verbote gelten auch für Handlungen außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieser Verordnung, die in das Gebiet hineinwirken
können und dem Schutzzweck erheblich zuwiderlaufen können. 
(4) Die Verbote nach Abs. 2 gelten nicht für
1. Vorhaben und Maßnahmen, die einer behördlichen Entschei-

dung oder einer Anzeige bedürfen oder von einer Behörde
durchgeführt werden;

2. die bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzung der Grundstücke,
Wege, Straßen, Bahnanlagen und des Mönchwaldsees sowie die
Nutzung der rechtmäßigerweise bestehenden Einrichtungen in
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang sowie deren
Unterhaltung und Instandsetzung; 

3. Maßnahmen der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des und deren Beauftragter zum Betrieb und zur Unterhaltung
der Bundeswasserstraße Main einschließlich ihrer technischen
Anlagen;

4. die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung im
Sinne einer guten fachlichen Praxis, die ordnungsgemäße
forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung sowie die
Ausübung der Jagd und Fischerei;

5. Maßnahmen aufgrund einer Verkehrssicherungspflicht;
6. Maßnahmen, die unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes

in Verbindung stehen oder hierfür notwendig sind.

§ 4
Anzeigepflichtige Handlungen

(1) Folgende Handlungen sind der örtlich zuständigen Natur-
schutzbehörde 4 Wochen vor Beginn anzuzeigen:
1. Maßnahmen der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-

des und deren Beauftragter zur Unterhaltung der Bundeswas-
serstraße Main einschließlich ihrer technischen Anlagen, so-
weit damit die Beseitigung von Pflanzenbewuchs oder Gehölz-
beständen verbunden ist;

2. Maßnahmen im Rahmen wissenschaftlicher Untersuchungen;
3. Vögel beruflich, gewerblich oder über den privaten Gebrauch

hinaus zu fotografieren oder zu filmen;
4. Durchführung von Veranstaltungen.
(2) Die Naturschutzbehörde kann die nach Abs. 1 Nr. 2 bis 4 ange-
zeigten Handlungen untersagen oder nähere Bestimmungen über
ihre Ausübung treffen, wenn und soweit dies der Schutzzweck er-
fordert.
(3) Zuständig für Verfügungen zur Durchsetzung dieser Verord-
nung ist die untere Naturschutzbehörde. Sind mehrere untere Na-
turschutzbehörden in der gleichen Sache zuständig, so ist die un-
tere Naturschutzbehörde zuständig, in deren Bezirk der Schwer-
punkt der Angelegenheit liegt; im Zweifel bestimmt die obere Na-
turschutzbehörde die zuständige untere Naturschutzbehörde. 

§ 5
Maßnahmenplanung

Für das Gebiet wird ein Maßnahmenplan aufgestellt. Dieser be-
schreibt die in § 2 genannten Lebensräume und Arten und die dar-
auf bezogenen Erhaltungsziele. Er enthält die geeigneten Erhal-
tungs- und Entwicklungsmaßnahmen.

§ 6
Ermächtigung zur Anordnung in Einzelfällen

Soweit keine vertraglichen Regelungen mit den Eigentümern oder
Nutzungsberechtigten bestehen, kann die Naturschutzbehörde die
zur Erhaltung des Schutzzweckes oder zur Umsetzung des Maß-
nahmenplans erforderlichen Anordnungen treffen und Maßnah-
men ergreifen.

§ 7
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 Abs. 3 Nr. 10 Hessisches Na-
turschutzgesetz handelt, wer im Landschaftsschutzgebiet vorsätz-
lich oder fahrlässig
1. eine in § 3 Abs. 2 dieser Verordnung verbotene Handlung vor-

nimmt, sofern diese Handlung nicht in § 3 Abs. 4 dieser Ver-
ordnung oder durch Befreiung nach § 30b des Hessischen Na-
turschutzgesetzes zugelassen wurde;
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2. eine der in § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 dieser Verordnung bezeichne-
ten Handlungen ohne Anzeige vornimmt;

3. eine der in § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 dieser Verordnung bezeichne-
ten Handlungen trotz Untersagung durchführt oder einer nä-
heren Bestimmung der Naturschutzbehörde zuwiderhandelt;

4. einer von der Naturschutzbehörde nach § 6 dieser Verordnung
getroffenen vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können nach § 43 Abs. 4 des
Hessischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis zu ein-
hunderttausend Euro geahndet werden.

§ 8
Aufhebung von Schutzverordnungen

(1) Die Verordnung zur einstweiligen Sicherstellung des künftigen
Naturschutzgebietes „Staustufe bei Eddersheim und Mönchwaldsee
bei Kelsterbach“ vom 3. Mai 2002 (StAnz. S. 1867) wird aufgehoben.
(2) Die Verordnung zur einstweiligen Sicherstellung des künftigen
Landschaftsschutzgebietes „Griesheimer Schleuse“ vom 25. März
2004 (StAnz. S. 1628) wird aufgehoben.

Artikel II
Teilaufhebung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet

„Hessische Mainauen“ 
Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Hessische
Mainauen“ vom 20. Juli 1987 (StAnz. S. 1734), zuletzt geändert
durch die Verordnung zur Änderung der Verordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Hessische Mainauen“ vom 23. März
2005 (StAnz. S. 1393), wird, soweit sie in den Geltungsbereich die-
ser Verordnung fällt, aufgehoben.

Artikel III
Teilaufhebung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet

„Grüngürtel und Grünzüge in der Stadt Frankfurt am Main“ 
Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Grüngürtel
und Grünzüge in der Stadt Frankfurt am Main“ vom 28. Septem-
ber 1998 (StAnz. S. 3158), zuletzt geändert durch die Verordnung
zur Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet
„Grüngürtel und Grünzüge in der Stadt Frankfurt am Main“ vom
8. März 2005 (StAnz. S. 1272), wird, soweit sie in den Geltungsbe-
reich dieser Verordnung fällt, aufgehoben.

Artikel IV
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Darmstadt, 28. März 2006

Regierungspräsidium Darmstadt
gez. D i e k e
Regierungspräsident

StAnz. 16/2006 S. 910
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